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JUQENP-EXTRA 

Die Droge 
Ecstasy 
Rund 70000 Schweizer haben 
Erfahrung mit Ecstasy. Mass
nahmen bei Technoveranstal
tungen empfohlen. Seite 9 

RELIGION-EXTRA 

«Rom ist 
verantwortlich» 
Nach Ansicht des abgesetzten 
Bischof von Evreux Jacques 
Gaillot ist die Kirche Schweiz in 
einer heiklen Situation. Seite 8 

T A G E S S C H A U  

Hilfe aus Liechtenstein 
70 000 Franken stehen von der liechtensteinischen 
Regierung aus für Sonderhilfeprogramme des In
ternationalen Roten Kreuzes zur Verfügung. Sie 
werden für Afghanistan, Albanien,Ruanda, Sierre 
Leone und Sri Lanka verwendet. Seite 2 

Erdgas im Vormarsch 
Das Erdgas hat im letzten Jahr seine Stellung als 
Energieträger in Liechtenstein weiter gefestigt. 
Gemäss soeben veröffentlichtem Geschäftsbe
richt 1996 der Liechtensteinischen Gasversorgung 
(LGV) stieg die Erdgas-Nachfrage im Vorjahres
vergleich um 14,4 % an. Die Zahl der Gasbezüger 
erhöhte sich um 186 auf 1584. Das Erdgasnetz 
wurde bis zum Jahresende um 12 auf 203,7 Kilo
meter ausgeweitet. Die Jahresrechnung 1996 der 
LGV schloss mit einem Reingewinn von fast 821 
000 Franken ab. Seite 3 

Schweiz bereitet in 
Russland Terrain vor 
BERN: Die Russland-Hilfe konzentriert sich 
künftig vermehrt auf wirtschaftliche Beziehun
gen. Dadurch soll Privaten das Terrain geebnet 
werden, sagte Staatssekretär Blankart an der Jah
restagung der Osteuropa-Zusammenarbeit. Bun
desrat Cotti bezeichnete Russland als glaubwürdi
gen und gleichgestellten Partner des Westens. Aus-
senminister Flavio Cotti lobte die Zusammenar
beit mit dem heutigen Russland, die nicht mehr 
wie früher «überschattet» sei von einer ideologi
schen und politischen Kluft. Die relativ beschei
dene, finanzielle Unterstützung aus der Schweiz -
1996 waren es rund 17 Millionen Franken - sei 
nicht etwa nur ein Tropfen auf den heisSen Stein, 
sagte Cotti an der Tagung, zu der die Direktion für 
Entwicklung und Zusammenarbeit (Deza) und 
das Bundesamt für Aussenwirtschaft (Bawi) ein
geladen hatten. (AP) 

Idealismus gefragt 
Anfang Juli finden in St. Gallen die 34. Internatio
nalen Berufswettbewerbe statt. Ewald Kranz ver
trat Liechtenstein 1968. Ein Interview. Seite 4 

Delamuraz präsidiert 
Efta-Ministerkonferenz 
BERN: Bundesrat Jean-Pascal Delamuraz wird 
als Vorsteher des Eidgenössischen Volkswirt-
schaftsdepartementes (EVD) die nächste Mini
stertagung der Europäischen Freihandelsassozia
tion (Efta) präsidieren. Die Konferenz findet am 
kommenden Donnerstag und Freitag in Genf 
statt. Die Minister der vier Efta-Staaten Norwe
gen, Island, Liechtenstein und Schweiz werden 
sich mit der Zusammenarbeit innerhalb der Efta 
befassen und die Kooperation mit der E U  sowie 
die Beziehungen zu Drittländern erörtern. Wie 
das EVD weiter mitteilte,sollen an derTagungzu-
dem ein Freihandelsabkommen zwischen der Ef
ta und Marokko sowie Zusammenarbeitser
klärungen mit Jordanien und Libanon unterzeich
net werden. (AP) 

R E K L A M E  

Unser 
Sommerhit! 
Wildseiden-Duvet 
160x210 

für nur F r .  9 9 "  

P \ Hi 
\ R a u  
I 0 4 0  

H i l t i  M ö b e l  
R a u m g c s t a l t u n g a  AO 
0 4 9 4  S c h a a n  - Toi.  2 3 2  2 3  0 0  

Vorstösse der Opposition 
Der Landtag hat heute und morgen ein umfangreiches Traktandum zu bewältigen 

Zentraler Punkt in der letzten 
zweitägigen Landtagssitzung 
vor der Sommerpause, die heute 
und morgen stattfindet, bildet 
die Behandlung des Rechen
schaftsberichtes der Regierung 
und die Genehmigung der Lan
desrechnung 1996. 

Eine Neuerung in der geänderten 
Regierungskonstellation stellen die 
zahlreicher gewordenen parlamenta
rischen Vorstösse dar, die für die Op
position ein indirektes Mittel zur 
Kontrolle der Regierung sind. Die 
Thematik der Postulate und Interpel
lationen, die an die Regierung zur 
Beantwortung übergeben werden, 
geben Hinweise darauf, dass Hand
lungsbedarf in verschiedenen Berei
chen besteht. Die Regierung wird 

aufgefordert, Auskunft zu geben über 
den Stand der Ermittlungen im Zu
sammenhang mit den im vergange
nen Herbst bekanntgewordenen un
berechtigten Subventionszahlungen 
an Krankenkassen. 

Ragen an die Regierung 
Nachdem Regierungschef-Stell

vertreter Michael Ritter in der Öf
fentlichkeit erklärt hatte, dass er die 
«politische Verantwortung» für die
sen Subventionen-Fall in Millionen-
Höhe übernehme, drangen keine In
formationen mehr an die Öffentlich
keit. Auch über die von Ritter an
getönte «gute Lösung» bei der Sanie
rung der Liechtensteinischen Kran
kenkasse verlautete seit geraumer 
Zeit nichts mehr, weshalb die über ei
ne Interpellation gestellten Fragen an 
die Regierung in hohem Masse 

von Interesse für die Öffentlichkeit 
sind. Konkrete Aussagen erwarten 
FBPL-Abgeordnete auch über die 
Absichten der Regierung für die Er
richtung eines zweiten Schulzen
trums im Unterland, nachdem sich in 
letzter Zeit bei diesem Projekt nichts 
mehr bewegte. Eine klare Stellun
gnahme der Regierung verlangen 
ebenso die beiden FL-Abgeordneten 
hinsichtlich der Problematik des zur 
Umfahrung der Stadt Feldkirch ge
planten Letzetunnels und der Verein
barkeit dieser Planung mit den Be
stimmungen der auch von Österreich 
unterzeichneten Alpenkonvention. 

Beschäftigung der Regierung 
Eine ganz andere Qualität für den 

Landtag hat das Traktandum «Be
schäftigungsgrad der Regierungsmit
glieder». Während noch vor kurzem 

die fünfköpfige Regierung aus zwei 
vollamtlichen und drei nebenamtli
chen Regierungmitgliedern bestand, 
setzt sich die im April neugebildete 
VU-Regierung aus vier vollamtli
chen Regierungsmitgliedern und nur 
einem nebenamtlichen Regierungs
rat zusammen. Die sonstige Tätigkeit 
von Regierungsrat Heinz Frommelt 
als Mitinhaber einer Rechtsanwalts
kanzlei wirft Fragen über die Verein
barkeit mit seiner Regierungsverant
wortung für das Ressort Justiz auf. 
Obwohl bei der Bildung der neuen 
Regierung gewisse Zuständigkeiten 
aus dem Justizressort herausgenom
men und in das Ressort Präsidium in
tegriert wurden, bleibt als wesentlich
ster sensibler Bereich die internatio
nale Rechtshilfe übrig - und gerade 
hier sollten Interessenkollisionen 
vermieden werden. Günther Meier 
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Autofreier 
Sonntag 
Auch in diesem Jahr Wird es einen au
tofreien Sonntag geben. Die Regie
rung hat dafür gestern einen Kredit 
von 20000 Franken bewilligt. Das Da
tum wurde auf den 21. September 
1997 festgesetzt, weil an diesem 
Sonntag, wie Ressortinhaber Dr. 
Norbert Marxer am gestrigen Presse
gespräch der Regierung sagte, auch 
die Kantone Appenzell, St. Gallen 
undThurgau einen autofreienTag ge
plant haben. Aus Vorarlberg sei in 
dieser Hinsicht bislang nichts be
kannt, die liechtensteinische Regie
rung habe jedoch den Wunsch geäus
sert, dass unser Nachbarland allfälli
ge Aktionen ebenfalls am 21. Sep
tember durchführen soll. Der bewil
ligte Kredit wird für begleitende Ver
anstaltungen sowie für Öffentlich
keitsarbeit aufgewendet. Vorgesehen 
ist, dass Gemeinden, Ämter und Ver
einigungen im Rahmen der Vorjahre 
wiederum gemeinsame Aktionen 
und Aktivitäten planen. (s.e) 

Brennpunkt Alpen 
Sommer-Akademie 1998 in Liechtenstein 

Unter dem Titel «Brennpunkt Alpen, 
wird 1998 in Liechtenstein eine Som-
merakademie zu alpenspezifischen 
Themen angeboten. Das Nachdi-
plom-Studium wird von Fachhoch
schule LIS und der Internationalen 
Alpenschutzkommission CIPRA 
veranstaltet. 

Die Regierung hat das Konzept der 
LIS-Fachhochschule und der Interna
tionalen Alpenschutzkommission CI
P R A  über den Aufbau einer Som
mer-Akademie in Liechtenstein für 
Nachwuchskräfte aus Forschung, 
Verwaltung, Wirtschaft und Verbän
den nach Angaben von Regierungs
rat Norbert Marxer zur Kenntnis ge
nommen. Beim Landtag soll ein Lan
desbeitrag von jeweils 75 Ü00 Fr. in 
den beiden Jahren 1997 und 1998 
beantragt werden. Zielpublikum für 
den dreimonatigen Bildungsgang 

sind Nachwuchskräfte aus For
schung, Verwaltung, Wirtschaft und 
Verbänden. Die Ausbildung soll zur 
Verbesserung der postgraduierten 
Weiterbildung zu den wichtigsten 
umweltrelevanten Problemen im Al
penraum beitragen. Erstmals wird 
damit in diesem Bereich eine Weiter
bildungs-Plattform für eine sieben 
Staaten einschliessende grenzüber
schreitende europäische Grossregion 
zur Verfügung stehen. Die Alpen sind 
das grösste und das am stärksten 
durch menschliche Nutzungsan
sprüche belastete Hochgebirge Euro
pas. Alpenschutz ist zu einer Überle
bensfrage für ganze Regionen in den 
Alpen geworden. 

Dabei ist die Definition von Strate
gien, die Schutz und nachhaltige Ent
wicklung miteinander verbinden, im
mer stärker in den Mittelpunkt der 
Diskussion gerückt. ( G M . )  

Beamten-Freispruch 
Entscheidung des Obersten Gerichtshofes 

Zwei Staatsangestellte, die der Täu
schung angeklagt wurden, weil sie 
sich gegenseitig die Arbeitszeit ge
stempelt hatten, sind freigesprochen 
worden! Der Oberste Gerichtshof 
fällte in letzter Instanz das endgültige 
Urteil. 

Nach Angaben des Anwalts der bei
den Angeklagten, Dr. Rainer Ospelt 
und Martin Gralla, hat sich der Ober
ste Gerichtshof vollinhaltlich der 
Rechtsmeinung des Obergerichtes 
angeschlossen, wonach die gegensei
tige Stempelung kein Straftatbestand 
sei und demnach nur disziplinär 
geahndet werden könne. 

Strafrechtlich sei der «Fall Os-
pelt/Gralla» damit endgültig erledigt. 
Allerdings ist noch ein Disziplinar
verfahren unerledigt. Gegen die Ent
scheidung der Verwaltungsbe
schwerdeinstanz (VBI) in dieser An

gelegenheit reichten die Angeklagten 
eine Beschwerde beim Staatsge
richtshof ein. Nach Auffassung des 
Rechtsanwaltes ist dieser definitive 
Freispruch indirekt für das Verfahren 
vor dem Staatsgerichtshof von Be
deutung. 

Die Verwaltungsbeschwerdein
stanz (VBI) räume zwar ein, dass die 
für eine Entlassung im Gesetz zwin
gend vorgeschriebene Abmahnung 
nie erfolgt sei, vertrete aber die Mei
nung, dass bei besonders schwerwie
genden Rechtsbrüchen eine Entlas
sung auch ohne eine solche Abmah
nung möglich sein müsse und daher 
diesbezüglich eine Gesetzeslücke 
bestehe. 

«Von einem schwerwiegenden 
Rechtsbruch kann jedoch nach die
sem definitiven Freispruch nicht 
mehr die Rede sein», gibt sich Anwalt 
Dr. Jörg Frey überzeugt. (G.M.) 


